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Flexibilität versprochen, Bürokratie geliefert
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Der heute bekannt gewordene Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und

Soziales zur Änderung des Arbeitszeitgesetzes bleibt deutlich hinter den Erwartungen der

Systemgastronomie zurück und verfehlt die im Koalitionsvertrag vereinbarten Reformziele.

Ein Statement von BdS-Hauptgeschäftsführer Markus Suchert.

Der Entwurf liefert keine tragfähige Grundlage für ein modernes Arbeitszeitrecht und trägt

nicht zu dem dringend erforderlichen Abbau bürokratischer Belastungen in den Betrieben

bei. Statt den Unternehmen mehr Flexibilität zu ermöglichen, werden neue Hürden

geschaffen.

Besonders kritisch ist, dass die Einführung einer wöchentlichen Höchstarbeitszeit entgegen

den Vereinbarungen des Koalitionsvertrags von tariflichen Regelungen abhängig gemacht

werden soll. Die Systemgastronomie müsste sich diese dringend notwendige Flexibilität im

Rahmen von Verhandlungen sichern.

Auch die vorgesehene Verpflichtung zu einer elektronischen und taggleichen

Arbeitszeiterfassung steht im Widerspruch zum angekündigten Bürokratieabbau. In der

Systemgastronomie wird die Arbeitszeit bereits für die weit überwiegende Zahl der

Beschäftigten erfasst. Die Entscheidung darüber, in welcher Form diese Erfassung erfolgt,

muss weiterhin den Unternehmen überlassen bleiben und sich an den jeweiligen

betrieblichen Gegebenheiten orientieren.

Ein mutiger und zukunftsorientierter Schritt wäre die Einführung einer generellen

wöchentlichen Höchstarbeitszeit. Dabei geht es ausdrücklich nicht um eine Ausweitung der



Arbeitszeit, sondern um mehr Flexibilität bei deren Verteilung. Dies würde den

Beschäftigten mehr Spielraum bei der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben eröffnen und

gleichzeitig den Betrieben die notwendige Flexibilität für eine moderne Arbeitsorganisation

ermöglichen.

Der BdS appelliert daher an die Bundesregierung, den Gesetzentwurf im weiteren Verfahren

grundlegend nachzubessern und die im Koalitionsvertrag zugesagten Reformen konsequent

umzusetzen.


